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Covid-19: Die Gratwanderung der Impfpflicht
Deutschlandweit gehen seit Wochen Menschen auf die Straße und demonstrieren gegen die Corona-
Maßnahmen. Ein Thema, das die Gemüter erregt, ist eine mögliche Pflichtimpfung gegen Covid-19.
Eilig hat die Große Koalition in Berlin die Gerüchte dementiert, dass eine Impfpflicht bereits in
Planung sei – auch mit dem Hinweis, dass ein solcher Impfstoff noch gar nicht in Aussicht steht.
Trotzdem sollte sich die Politik schon jetzt mit dem Thema befassen, meint die
Rechtswissenschaftlerin Lauren Tonti vom Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik in
München. Sie hat die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine Impfpflicht in Deutschland und den
USA unter die Lupe genommen.

„Aus der Tatsache heraus, dass es für die schnellstmögliche Beendigung notwendig ist… sei
angeordnet, dass alle Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt… geimpft werden.“ – Während die
Welt auf die Herstellung eines Impfstoffs gegen Covid-19 wartet, ist diese Anordnung heute genauso
vorstellbar wie im Jahre 1902, als sie das erste Mal erlassen wurde, um die Verbreitung von Pocken
in Cambridge, Massachusetts, einzudämmen.

Die Aussicht auf einen Impfstoff, der Covid-19 erfolgreich in Schach hält, ist für Millionen
Menschen, deren Bewegungsfreiheit wegen der Pandemie eingeschränkt ist, ein Zeichen der
Hoffnung. Die Aussicht auf einen Weg zurück in die Normalität hat nahezu 25.000 Freiwillige dazu
veranlasst, an Versuchen teilzunehmen, um die Entwicklung eines Impfstoffs zu beschleunigen, und
sie hat Regierungen darin bestärkt, gewaltige Ressourcen für die Impfstoffforschung zur Verfügung
zu stellen.Gleichzeitig verschaffen sich Impfgegner Gehör. Diese Reaktion war zu erwarten, da das
Corona-Virus ein seit langem diskutiertes Thema im öffentlichen Gesundheitswesen in den
Vordergrund rückt: die Impfpflicht.

Im Mittelpunkt sollte dabei nicht allein die Verfügbarkeit eines immunisierenden Wirkstoffs stehen.
Vielmehr geht es in erster Linie um seine Verbreitung. Ein übertriebener Fokus auf die Entwicklung
von Behandlungsmethoden könnte von den komplexen Fragen ablenken, die in diesem
Zusammenhang geklärt werden müssen. Zwangsläufig werden kontroverse Diskussionen über
individuelle Freiheiten und verfassungsrechtliche Schutzmaßnahmen die Einführung des lange
erwarteten Impfstoffs begleiten, denn es bleibt die Frage: Wenn es einen Wirkstoff gibt, wer wird
dann geimpft werden müssen?

Geteilte Meinungen darüber zeigen sich schon jetzt. Beispielsweise steht die Unterstützung einer
Impfpflicht durch den Präsidenten des Weltärztebundes im Gegensatz zur Zurückweisung von
Spekulationen über die Einführung einer verpflichtenden Covid-19-Impfung durch die Große
Koalition. Angesichts der Debatten um eine Impfpflicht müssen sich die Interessensvertreter mit den
zur möglichen rechtlichen Verpflichtungen und Schutzmaßnahmen jetzt auseinandersetzen und sie
abwägen, um eine tragfähige Planung für die Einführung des Impfstoffs zu gewährleisten, sobald
dieser vorhanden ist.

Auch wenn nicht gerade ein Gesundheitsnotstand besteht, sehen viele Länder in irgendeiner Art und
Weise verpflichtende Impfungen vor, um die Akzeptanz zu fördern. Die Spannbreite möglicher
Maßnahmen, inklusive finanzieller Anreize, sozialer Exklusion, Geldstrafen und strafrechtlicher
Sanktionen, reicht von freiwillig bis absolut verpflichtend. Angesichts der Durchschlagskraft von
Impfungen haben viele Nationen unterschiedliche Ansätze gewählt, um Impfungen gegen neu
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auftretende Gefahren für die öffentliche Gesundheit durchzusetzen. Dieser Artikel untersucht
insbesondere die rechtliche und historische Ausrichtung der Impfpflicht in den USA und
Deutschland.

Ist in den Vereinigten Staaten eine verpflichtende Impfung verfassungsgemäß?

Die Frage, ob in den USA eine verpflichtende Impfung verfassungsgemäß ist, hängt von den
Gesetzen in den einzelnen Staaten ab. Die rechtliche Kompetenz, Pflichtimpfungen einzuführen,
ergibt sich in den USA aus den polizeilichen Befugnissen der Bundesstaaten. Mit seiner Weigerung,
sich wie vorgeschrieben gegen Pocken impfen zu lassen oder alternativ eine Geldstrafe zu zahlen,
schuf Jacobson einen Präzedenzfall für das moderne amerikanische Impfrecht und dessen
Umsetzung. In der bahnbrechenden Jacobson-Entscheidung befand der Oberste Gerichtshof, dass
die in Frage stehende Verpflichtung zur Impfung mit dem Ziel, die Gesundheit der Bevölkerung vor
Pocken zu schützen, durchaus der Polizeigewalt des jeweiligen Staates obliegt. In der Folge wurde
dieser Fall trotz vieler verfassungsrechtlicher Anfechtungen wiederholt bejaht, größtenteils wegen
„der überragenden Bedeutung des Wohlergehens der Gemeinschaft“.

In der Geschichte der unfreiwilligen medizinischen Eingriffe sind die USA bekannt für ihre
verpflichtenden öffentlichen Impfkampagnen. Schon vor Corona wurden im modernen Recht
Zwangsimpfanordnungen (mit begrenzten Ausnahmen) eingeführt, um Schulkinder, Beschäftigte im
Gesundheitswesen und Militärangehörige vor dem Eintritt in ihre jeweiligen Einrichtungen zu
verpflichten, sich gegen eine Reihe übertragbarer Krankheiten impfen lassen zu müssen.

Ist in Deutschland eine verpflichtende Impfung verfassungsgemäß?

Die Impftradition in Deutschland unterscheidet sich von jener der Vereinigten Staaten. In der
deutschen Geschichte gibt es durchaus Fälle von verpflichtenden Impfungen. So hat die deutsche
Regierung in den 1800er Jahren die Bürger beispielsweise zur Pockenimpfung gezwungen, und in
einigen Fällen ist eine Impfung heute zur Ausübung der beruflichen Tätigkeit erforderlich. In der
Neuzeit hat die Gesellschaft die obligatorische Impfung zwar durch eine freiwillige ersetzt.
Nichtsdestotrotz kann in Deutschland eine verpflichtende Impfung verfassungsgemäß sein.

Heute leitet sich die rechtliche Befugnis über Impfungen aus dem Infektionsschutzgesetz und dem
Grundgesetz ab, was von Gerichten auch immer wieder bestätigt wird. Im Infektionsschutzgesetz ist
festgelegt, dass das Bundesgesundheitsministerium (mit Zustimmung des Bundesrats) anordnen
kann, „dass bedrohte Teile der Bevölkerung an Schutzimpfungen oder anderen Maßnahmen der
spezifischen Prophylaxe teilzunehmen haben, wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch
schweren Verlaufsformen auftritt und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist“, es sei
denn eine Schutzimpfung ist medizinisch kontraindiziert. Das Gesetz ermächtigt die Regierung „die
notwendigen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit hierdurch
drohenden Gefahren“ zu ergreifen, wenn „Tatsachen festgestellt [werden], die zum Auftreten einer
übertragbaren Krankheit führen können“. Zur Verhütung übertragbarer Krankheiten sieht das
Infektionsschutzgesetz eine Einschränkung von Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes vor, der
das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit schützt.

Das Infektionsschutzgesetz trägt den Reformen Rechnung, die im Masernschutzgesetz enthalten
sind. Es führte eine höchst kontroverse Impfpflicht für Kinder ein, mit der die Regierung auf ein
Wiederaufflammen der hoch ansteckenden Krankheit reagierte. In jüngsten Klagen gegen das
Masernschutzgesetz hat des Bundesverfassungsgericht eine einstweilige Befreiung von der
Impfpflicht für Kinder mit den Worten abgelehnt: „Ziel des Masernschutzgesetzes ist namentlich der
Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit, zu dem der Staat prinzipiell auch kraft seiner
grundrechtlichen Schutzpflicht aus Artikel 2 des Grundgesetzes angehalten ist.“ Nach Abwägung
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der Vor- und möglichen Nachteile im Falle einer Aussetzung des Gesetzes kommt das
Bundesverfassungsgericht zu dem Schluss, dass „Impfungen gegen Masern (…) nicht nur das
Individuum gegen die Erkrankung schützen, sondern gleichzeitig die Weiterverbreitung der
Krankheit in der Bevölkerung verhindern (…). Auf diese Weise könnten auch Personen geschützt
werden, die aus medizinischen Gründen selbst nicht geimpft werden können (…)“.

Auch der Deutsche Ethikrat vertrat bei der Bewertung einer Masernimpfpflicht die Auffassung, dass
die Impfung gegen hochinfektiöse Krankheiten „keine rein private Angelegenheit“ sei. Der Rat
erkennt zudem die generationenübergreifende Verantwortung für die Ausrottung von Krankheiten
an und akzeptiert eine Impfpflicht für bestimmte Berufsgruppen.

Die oben genannte Logik sollte auch für andere Krankheiten als Masern gelten. Die Ziele künftiger
Impfgesetze zur Eindämmung des Corona-Virus dürften wahrscheinlich dieselben sein wie die für
Masern. Nach der derzeitigen Ausgestaltung des Infektionsschutzgesetzes und ersten Hinweisen des
Bundesverfassungsgerichts ist im Falle einer Epidemie eine Impfpflicht theoretisch möglich,
allerdings unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips. Zum jetzigen Zeitpunkt wird jedoch
zweifellos jegliche Anordnung für eine Covid-19-Impfung direkt an das Bundesverfassungsgericht
zur Prüfung weitergeleitet werden.

Was ist verhältnismäßig im Hinblick auf Covid-19?

Da die Einführung einer nationalen Impfpflicht von der Verhältnismäßigkeit abhängt, müssen die
darüber entscheidenden Akteure ernsthaft darüber nachdenken, was angesichts des Corona-Virus
verhältnismäßig ist. Sowohl Deutschland als auch die USA versuchen, in dieser
verfassungsrechtlichen Grauzone zu manövrieren, indem sie individuelle Freiheiten und das
Allgemeinwohl gegeneinander abwägen.

Sichere und wirksame Impfstoffe kommen dem Allgemeinwohl zugute. Angesichts der Tatsache,
dass Impfstoffe zur Verlangsamung der Infektionsraten beitragen, verringert eine darauf basierende
Abwehrstrategie wahrscheinlich eine durch enorme Infektionsraten verursachte Belastung der
Gesundheitssysteme, die im Kampf gegen Covid-19 ein erhebliches Problem darstellen.Über die
Handhabbarkeit hinaus fördern Impfstoffe die Herdenimmunität, einen Zustand, in dem ein
ausreichender Anteil einer Bevölkerung (95%) gegen eine Krankheit immun ist, wodurch nicht-
immune, anfällige Personen indirekt vor einer Infektion geschützt werden. Die Herdenimmunität
wiederum trägt zur Ausrottung der Krankheit bei, indem sie die Anzahl der Wirte reduziert, die ein
Virus neu infizieren kann, bis das Virus selbst ausstirbt. Die Ausrottung der Pocken ist ein
leuchtendes Beispiel für dieses Phänomen.

Die jüngsten Masernausbrüche, die ihre Ursache in einer unzureichenden Immunisierung der
Bevölkerung haben, unterstreichen, dass selbst nach jahrzehntelanger Forschung und
Beweisführung Herdenimmunität und Ausrottung der Krankheit nur schwer zu erreichen sind. Wird
angesichts dessen eine Herdenimmunität für das neue und manchmal asymptomatische Corona-
Virus möglich sein? Sofern manche Gruppen Maßnahmen zur Immunisierung ablehnen, könnte
Covid-19 weiterhin endemisch auftauchen. Wenn jedoch Herdenimmunität nicht erreicht wird,
könnte der Erfolg eines Impfstoffes untergraben werden. Zu viele Entscheidungen von Einzelnen
gegen eine Immunisierung könnten eine Tragödie für die Allgemeinheit nach sich ziehen und das
Scheitern der Herdenimmunität verursachen.

Auch wenn die Entscheidung, sich nicht impfen zu lassen, prinzipiell eine individuelle ist, hat sie am
Ende doch Auswirkungen, die weit über das Individuum hinausgehen. Das Gesetz ist von
wesentlicher Bedeutung für die Erlangung der Herdenimmunität, da verpflichtende Impfungen die
Impfrate erhöhen. Andere Methoden, die die individuellen Freiheiten nicht so stark einschränken,
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könnten sich demgegenüber als weniger wirksam erweisen als Zwangsimpfungen.

Wie aus den obigen Fällen hervorgeht, kommt jedes Land zu seiner eigenen Antwort auf die Frage
der Verfassungsmäßigkeit, obwohl viele Staaten mit ähnlichen Fragen in Bezug auf die
Verhältnismäßigkeit zu kämpfen haben werden. Mit der Wiederaufnahme des internationalen
Reiseverkehrs in einer globalisierten Welt wird die „Herde“ viel größer. Wie werden sich bei
uneingeschränkten Grenzübertritten landesspezifische Unterschiede in der Durchsetzung von
Impfungen auf die globalen Eindämmungsbemühungen auswirken? Wird angesichts von
Vorschlägen für Immunitätspässe eine Impfpflicht vielleicht durch die Hintertür eingeführt, da die
einzigen Wege zur Erlangung der Immunität über eine Infektion oder Impfung führen? Diese
Diskussion zielt auf die zentrale Entscheidung, die Gesellschaften treffen müssen: mit Covid-19
leben und damit umgehen oder alles daran setzen, um das Virus zu eliminieren.

Das sind nur einige wenige Überlegungen hinsichtlich der vielschichtigen Frage der
Verhältnismäßigkeit. Während viele Ungewissheiten über die Risiken eines möglichen Impfstoffs
und Covid-19 selbst fortbestehen, lohnt es sich für die Beteiligten, die vorliegenden Fakten sowie die
Konsequenzen der Verfügbarkeit eines Impfstoffs schon jetzt abzuwägen, um ein Chaos bei dessen
Markteinführung zu verhindern. Dabei geht es nicht um Spekulationen, sondern um gute
Vorbereitung. Wenn wir aus der Pandemie etwas gelernt haben, dann sicherlich, dass Zeit ein
entscheidender Faktor ist.

Dieses Essay ist die gekürzte Version des Blogbeitrags „COVID-19: Walking the Tightrope of
Vaccination Obligations“, der am 26. Mai 2020 im Verfassungsblog erschienen ist.
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